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Mit der Novellierung des 9. Sozialgesetz-
buches hat der Gesetzgeber im vergan-
genen Jahr eine bisher wenig beachtete
Regelung zur betrieblichen Prävention ver-
abschiedet. Künftig weist §84 (2) SGB IX
den Betrieben die Aufgabe eines betrieb-
lichen Eingliederungsmanagements zu.
Sie verpflichtet Arbeitgeber zu systema-
tischen Anstrengungen zur Wiedereinglie-
derung von Arbeitnehmern in das Arbeits-
verhältnis nach einer Erkrankung. Galt die-
se Regelung bisher nur für schwerbehin-
derte Arbeitnehmer, so umfasst sie nun
alle Beschäftigten, die innerhalb eines
Jahres länger als sechs Wochen ununter-
brochen oder wiederholt arbeitsunfähig
sind. Arbeitnehmer sollen so vor einem
krankheitsbedingten Ausscheiden aus
dem Arbeitsleben nach dem Grundsatz
»Rehabilitation statt Entlassung« ge-
schützt werden.

Mit der Neuregelung beabsichtigt der Ge-
setzgeber, Präventionspotentiale zu he-
ben und auf die demographische Entwick-
lung zu reagieren. Um die Lücke an Nach-
wuchskräften zumindest partiell auszu-
gleichen, erfordert eine alternde Erwerbs-
bevölkerung längere Lebensarbeitszeiten
und eine höhere Beschäftigungsquote äl-
terer Arbeitnehmer. Ältere Arbeitnehmer
sind jedoch häufiger von Gesundheitsbe-
schränkungen betroffen und haben zum
Erhalt der Arbeitskraft einen höheren Be-
darf an Gesundheitsleistungen und Prä-
ventionsmaßnahmen.1 Mit der gesetzli-
chen Verpflichtung zu einem betrieblichen
Eingliederungsmanagement sollen daher
verstärkte Bemühungen zur betrieblichen
Prävention seitens der Arbeitgeber ge-
weckt werden, die eine Absenkung ge-

sundheitlicher Belastungen im Arbeitsle-
ben bewirken und eine höhere Beschäf-
tigungsquote älterer Arbeitnehmer ermög-
lichen. Gleichzeitig sollen bestehende Las-
ten auf die unterschiedlichen Sozialversi-
cherungsträger aufgrund von Krankheit,
Arbeitslosigkeit und vorzeitigem Renten-
bezug reduziert werden.2

Während die ökonomische Notwendig-
keit einer Deregulierung des Arbeitsmark-
tes breit diskutiert wird und gegenwärtig
Bestrebungen zu einer Lockerung oder
gar Aufhebung des Kündigungsschutzes
bestehen, zielt diese Vorschrift auf die Er-
schwerung krankheitsbedingter Kündi-
gungen. Vor diesem Hintergrund gilt es,
die Neuregelung mit Hilfe der ökonomi-
schen Theorie zu analysieren. Von Inte-
resse sind insbesondere zwei Fragen: Ers-
tens, gehen hierdurch positive Anreize auf
betriebliche Prävention aus? Und zwei-
tens, welche Wirkungen sind auf den Ar-
beitsmarkt zu erwarten?
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1 Zwar ist die Häufigkeit von Arbeitsunfähigkeit mit
dem Lebensalter rückläufig, die Dauer jedoch an-
steigend. Vgl. Badura, Schellschmidt und Vetter
(2005, 283), siehe auch Badura (2003) zur Notwen-
digkeit betrieblicher Gesundheitsförderung im Zu-
ge der demographischen Entwicklung.

2 Zur Gesetzesbegründung vgl. ausführlicher in Deut-
scher Bundestag (2004). Eine Rechtskommentie-
rung findet sich bei Knittel (2004).



Forschungsergebnisse

des Arbeitsverhältnisses in Bezug auf gesundheitliche Ge-
fährdungen des Arbeitnehmers am Arbeitsplatz.3 Im Rah-
men der Sozialversicherung wird der Arbeitgeber zur Fi-
nanzierung von Gesundheitsleistungen und krankheitsbe-
dingten Versorgungsleistungen herangezogen.4 Außerdem
besteht im Krankheitsfall für einen Zeitraum von sechs Wo-
chen eine gesetzliche Pflicht zur Lohnfortzahlung.5

Ungeachtet der Ursachen der Erkrankung eines Mitarbei-
ters entstehen dem Arbeitgeber als Folge der Arbeitsunfä-
higkeit sowie der gesetzlichen Bestimmungen zusätzliche
Kosten.6 Für Unternehmen ist es daher optimal, die Belas-
tungen aus krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit durch
Aufwendungen für betriebliche Prävention zu vermeiden oder
zumindest zu verringern. Es ist somit erklärbar, dass gewinn-
orientierte Unternehmen in gewissem Ausmaß über die ge-
setzlichen Regelungen hinaus zusätzliche betriebliche Ge-
sundheitsleistungen bereitstellen.7 Zwar weist die Literatur
auf eine große Vielfalt betrieblicher Gesundheitsleistungen
hin – von der Bereitstellung von Gesundheitsinformationen
über die Förderung von Verpflegungs- und Sporteinrich-
tungen bis zu krankheitsspezifischen Präventionsprogram-
men für Betriebsangehörige. Jedoch lassen sich kaum Aus-
sagen über die wertmäßige Bedeutung treffen, da amtliche
Personalkosten- und Gesundheitsausgabenstatistiken be-
triebliche Gesundheitsleistungen nicht gesondert abgren-
zen. Befragungen zeigen allerdings den großen Stellenwert
von Gesundheitsleistungen innerhalb der freiwilligen Perso-
nalzusatzleistungen auf.8

Wenn der Arbeitnehmer die geschuldete Arbeitsleistung dau-
erhaft nicht mehr erbringen kann, also zum Beispiel bei län-
geren und fortbestehenden Erkrankungen, ist eine krank-
heitsbedingte Kündigung des Arbeitsverhältnisses grund-
sätzlich möglich. Aufgrund der Beschränkungen im Kündi-
gungsschutzgesetz unterliegen sie aber einer engen juristi-
schen Prüfung, in der die Interessen von Arbeitgeber und
Arbeitnehmer gegeneinander abzuwägen sind. Dabei sind
eine erhebliche Störung der betrieblichen Abläufe und die
Unzumutbarkeit der Weiterbeschäftigung für den Arbeitge-
ber nachzuweisen. Bei schwerbehinderten Arbeitnehmern

sind Unternehmen zusätzlich zu einem betrieblichen Einglie-
derungsmanagement verpflichtet.

Die Neufassung des § 84 (2) SGB IX weitet diese Anfor-
derungen nun auf alle Arbeitnehmer aus, die innerhalb ei-
nes Jahres länger als sechs Wochen wiederholt oder un-
unterbrochen arbeitsunfähig sind. Dabei bezeichnet be-
triebliches Eingliederungsmanagement Maßnahmen, die
darauf abzielen, die Arbeitsunfähigkeit zu überwinden, er-
neuter Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen sowie den Arbeits-
platz zu erhalten. Nach § 83 SGB IX besteht eine Rechts-
pflicht des Arbeitgebers zum Abschluss einer Integrations-
vereinbarung. Bei Fehlen eines betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements sind krankheitsbedingte Kündigungen
unwirksam, und können Schadenersatzansprüche gegen
den Arbeitgeber entstehen. Eine wirksame Kündigung er-
fordert nach § 85 SGB IX neben dem Bestehen einer In-
tegrationsvereinbarung auch die Zustimmung des Integra-
tionsamtes.

Gesundheitsinvestitionen und
Humankapitaltheorie

In diesem Abschnitt sollen betriebliche Gesundheitsleistun-
gen aus der Perspektive der Humankapitaltheorie analysiert
werden. Bereits Becker (1962) hebt den Zusammenhang
zwischen Gesundheit und Humankapital hervor. Betriebli-
che Gesundheitsleistungen – ob freiwillig oder gesetzlich –
tragen dazu bei, die Gesundheit eines Mitarbeiters zu er-
halten, zu fördern oder wiederherzustellen. Ein betriebliches
Eingliederungsmanagement zielt im Besonderen auf die
Überwindung krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit und
die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses. Sowohl die Maß-
nahmen im Krankheitsfall als auch die Leistungen zu des-
sen Vermeidung lassen sich aus Sicht der Humankapital-
theorie als Investition in das Humankapital des Mitarbeiters
charakterisieren, da sie das Potential des Mitarbeiters zur
Erbringung produktiver Arbeitsleistungen wiederherstellen,
erhalten oder erhöhen.

Im Anschluss an Becker (1962) unterscheidet die Hum-
ankapitaltheorie in allgemeines und (unternehmens-)spe-
zifisches Humankapital. Allgemeines Humankapital erhöht
die Produktivität eines Mitarbeiters in allen Unternehmen
gleichermaßen, während spezifisches Humankapital an
ein Unternehmen gebunden ist und somit bei Beendigung
der Beschäftigung des Mitarbeiters keine Erträge mehr
erzielen kann. Beckers Analyse zeigt erstens auf, dass bei
vollkommenen Arbeits- und Kapitalmärkten Unternehmen
nur Investitionen in spezifisches, nicht aber in allgemei-
nes Humankapital finanzieren werden. Die Analyse folgert
zweitens, dass durch betriebliche Investitionen keine po-
sitiven Externalitäten auf andere Unternehmen erfolgen
und somit auch kein volkswirtschaftliches Problem der
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3 Dazu zählen, unter anderem, das Arbeitszeitgesetz, das Arbeitsschutz-
gesetz sowie weitergehend das Jugendarbeitsschutzgesetz und Mutter-
schutzgesetz, das Arbeitssicherheitsgesetz mit Regelungen über Betriebs-
ärzte sowie die Verordnungen über Arbeitsstätten, Lastenhandhabung,
Baustellen, Gefahrstoffe und Bildschirmarbeit.

4 Der Arbeitgeber zahlt die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung und
finanziert paritätisch die gesetzliche Krankenversicherung, Pflegeversiche-
rung, Rentenversicherung und Arbeitslosenversicherung. Fraglich ist, ob
die Zahllast hier auch eine Traglast darstellt.

5 Vgl. § 3 Entgeltfortzahlungsgesetz.
6 Dazu zählen beispielsweise durch Arbeitsunfähigkeit veranlasster Pro-

duktionsausfall, die gesetzliche Lohnfortzahlung oder die Kosten für eine
Vertretung.

7 Gleichfalls können betriebliche Gesundheitsleistungen auch durch eine
betriebliche Sozialpolitik motiviert sein (Backes-Gellner und Pull 1999).

8 So verweist Turk auf den Umstand, dass Unternehmen mehr für die Gesund-
heit der Mitarbeiter ausgeben als für deren Weiterbildung (Turk 2003, 24).
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Unterinvestition in Humankapital resultieren kann (Becker
1962).

Auf vollkommenen Arbeitsmärkten bestimmt sich der Lohn
eines Arbeitnehmers nach dem zusätzlichen Produktions-
wert, den er mit seiner Qualifikation erzielen kann (Wertgrenz-
produkt). Im Gleichgewicht weisen alle Unternehmen den
gleichen Lohn auf, denn anderenfalls könnte sich ein Ar-
beitnehmer durch Abwanderung zu einem anderen Betrieb
besser stellen. Der Lohn ist für ein Unternehmen somit ei-
ne exogene Größe. Unternimmt ein Unternehmen nun eine
Investition in Humankapital, so vergrößert es den Produkti-
onsbeitrag des Arbeitnehmers.

Bei einer vollständig allgemeinen Humankapitalinvestition
wird die Produktivität des Arbeitnehmers in allen Unterneh-
men gleichermaßen erhöht. Als Folge des Wettbewerbs auf
dem Arbeitsmarkt steigt der Marktlohn entsprechend. Ein
Unternehmen kann keinen Ausgleich für seine Investition er-
zielen, denn eine Entlohnung unterhalb der Produktivität ist
unmöglich, da der Mitarbeiter mit allgemeinem Humanka-
pital zu einem anderen Unternehmen abwandern und dort
den Marktlohn erhalten kann. Während also das Unterneh-
men keinen Investitionsanreiz hat, besteht dieser jedoch für
den Arbeitnehmer. Er erzielt die vollständigen Erträge aus
der allgemeinen Humankapitalinvestition in Form höherer
Entlohnung und ist daher auch bereit, die Kosten der In-
vestition zu tragen, sei es explizit oder implizit durch einen
entsprechenden Lohnabschlag.

Bei einer vollständig spezifischen Humankapitalinvestition
erhöht sich die Produktivität des Mitarbeiters nur im inves-
tierenden Unternehmen. Der Marktlohn bleibt hierdurch un-
verändert. Es besteht folglich eine Differenz zwischen Pro-
duktivität und Lohn, so dass Unternehmen die Erträge aus
der spezifischen Humankapitalinvestition erhalten. Jedoch
werden Unternehmen Mitarbeiter an den Kosten und Erträ-
gen beteiligen, um die Gefahr des Investitionsverlustes durch
Fluktuation zu internalisieren.

Ökonomische Beurteilung

Im Folgenden gilt es, die Aussagen der Humankapitaltheo-
rie zur Beurteilung der Gesetzesnovellierung zu nutzen. Durch
§ 84 (2) SGB IX wird der Arbeitgeber zu einem betriebli-
chen Eingliederungsmanagement im Anschluss an eine län-
gere Arbeitsunfähigkeit verpflichtet. Mit dieser Regelung greift
der Gesetzgeber in die Vertragsfreiheit von Arbeitgeber und
Arbeitnehmer bezüglich des Arbeitsverhältnisses ein und
legt dem Arbeitgeber auf, zusätzliche Risiken aus dem Ar-
beitsverhältnis zu tragen. So sind bei Eintritt längerer Arbeits-
unfähigkeit bestimmte Leistungen bereitzustellen, beispiels-
weise Weiterbeschäftigung, Eingliederungsmaßnahmen, Ar-
beitsplatzanpassung. Die gesetzliche Regelung erhöht die

Kosten für den Arbeitgeber bei krankheitsbedingter Arbeits-
unfähigkeit. Für den Arbeitgeber ist es daher optimal, zu-
sätzliche Maßnahmen zur betrieblichen Prävention zu ergrei-
fen, um die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts so-
wie die Schadenshöhe zu reduzieren. 

Der Arbeitnehmer erfährt durch die Pflicht zu betrieblichem
Eingliederungsmanagement eine gewisse Vorsorge und Ver-
sicherung gegen Arbeitsunfähigkeit, während die Kosten zu-
nächst dem Arbeitgeber angelastet werden. Gleichwohl las-
sen sich Gesundheitsleistungen als Investition in allgemei-
nes Humankapital charakterisieren. Sie sichern die Beschäf-
tigungsfähigkeit eines Arbeitnehmers und sind grundsätz-
lich nicht an das investierende Unternehmen gebunden. Die
Humankapitaltheorie zeigt auf, dass bei vollkommenen Ar-
beitsmärkten die Erträge vollständig dem Mitarbeiter zuflie-
ßen und Unternehmen keine Erträge aus der Finanzierung
betrieblicher Gesundheitsleistungen erfahren. Daher ist zu
erwarten, dass, obgleich eine Bereitstellung durch das Un-
ternehmen erfolgt, die Investitionskosten in Form von Lohn-
abschlägen auf die Mitarbeiter überwälzt werden.

Bei vollkommenen Arbeitsmärkten ist zur Finanzierung mit
Lohnanpassungen zu rechnen. Unter der Annahme rigider
Löhne hingegen ist ein Rückgang der Beschäftigung bzw.
zusätzliche Arbeitslosigkeit zu erwarten. Denn die Erhöhung
des Preises für Arbeit führt zu einem Rückgang der Arbeits-
nachfrage. Diese Situation erscheint auf den unteren Ein-
kommensbereich anwendbar, da die Leistungen des So-
zialstaates hier eine implizite Lohnuntergrenze bilden. 

Gleichzeitig sind auch Situationen denkbar, in denen Un-
ternehmen diese Leistungen bereitstellen und finanzieren
werden. Im Anschluss an eine längere krankheitsbedingte
Arbeitsunfähigkeit stellt ein betriebliches Eingliederungsma-
nagement eine spezifische Investition in das Arbeitsverhält-
nis dar. Das Leistungspotential des Mitarbeiters wird wie-
derhergestellt. Aus Sicht der Humankapitaltheorie wird ein
Unternehmen diese Leistungen eigennützig erbringen, so-
lange die Eingliederungskosten geringer sind als die Kos-
ten für Einstellung und Einarbeitung eines vergleichbar qua-
lifizierten Mitarbeiters. Dies ist umso eher der Fall, desto
schwieriger die Personalbeschaffung am Arbeitsmarkt, hö-
her die zu ersetzende unternehmensspezifische Qualifikati-
on des Mitarbeiters und geringer die erforderlichen Einglie-
derungsmaßnahmen sind. Die gesetzliche Regelung tritt hier
lediglich an die Stelle freiwilliger Anreize.

Die Humankapitaltheorie impliziert mithin, dass private Risi-
ken letzten Endes privat getragen werden. Ein staatlicher
Eingriff ist nicht erforderlich. Die Vorschrift eines betriebli-
chen Eingliederungsmanagements ersetzt die Anreize zu
Vorsorge und Versicherung des Arbeitnehmers bzw. bei spe-
zifischer Qualifikation des Arbeitgebers. Aus allokativer Sicht
ist daher zu fragen, warum eine Absicherung durch staatli-
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che Regulierung wünschenswert ist. Hierbei müsste ein
Marktversagen auf dem Versicherungsmarkt vorliegen, so
dass der volkswirtschaftliche Nutzen eines betrieblichen Ein-
gliederungsmanagements den privaten Nutzen übersteigt.
Einerseits bestehen private Versicherungsmöglichkeiten ge-
gen dauerhafte Erwerbsunfähigkeit.9 Andererseits war es
der Gesetzgeber, der die gesetzliche Erwerbsunfähigkeits-
rente stark eingeschränkt hat. Daher erscheint diese Neu-
regelung trotz ihrer guten Intention zumindest ökonomisch
fragwürdig.

Zusammenfassung und Fazit

Mit der gesetzlichen Regelung eines betrieblichen Einglie-
derungsmanagements werden Arbeitgeber zur Übernahme
von Versicherungsleistungen im Anschluss an dauerhafte
Arbeitsunfähigkeit ihrer Mitarbeiter verpflichtet. Hierdurch er-
fahren Arbeitgeber Anreize für betriebliche Prävention, de-
ren Kosten jedoch dem Beschäftigungsverhältnis angelas-
tet werden. Bei Lohnrigiditäten und Lohnuntergrenzen stellt
die Regelung eine zusätzliche Belastung für den Arbeits-
markt dar und mindert individuelle Anreize für Versicherung
und Vorsorge. 

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die Arbeitslosig-
keit in Deutschland vorwiegend bei Arbeit mit geringer Qua-
lifikation besteht, ist diese Neuregelung kritisch zu beleuch-
ten. Betriebliches Eingliederungsmanagement ist eine Be-
schäftigungsgarantie mit Kosten für den Arbeitsmarkt. Freie
Arbeitsmärkte mit einer Vielzahl an Beschäftigungsmög-
lichkeiten und private Absicherung sind die bessere Versi-
cherung für Weiterbeschäftigung und Rehabilitation.
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9 Zum Beispiel eine private Berufsunfähigkeitsversicherung.


